
Aktenzeichen:

1 Réiäßöföl

Verkündet am

90 Februar 1965

Im N a m'e n d e s V oil
k e 3

In dem Rechtsstreit '

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

° 9

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 10 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 90 Februar 1965, an der
mitgewirkt haben ' "' ' ' '

Bundesriohter Dr° H a u'g
als Vorsitzender9

Bundesrichter H e y e r
.

;'d5 Ü' _und
Bundesriohter Dr„ B u s s

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dro B a u m a n n und

Bundessozialrichter G ü n t h e r
' als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrheine
__

Westfalen vom 180 Oktober 1961 wird aufgehoben;

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessezialgericht zurück—
_

verwiesen°
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Die Klägerin legehrt als frühere Ehefrau des Versicherten

Gustav Pott die Hinterbliebenenrente nach @42 des Angestell—
tenversicherungsgesotzee (AVG)° Nach den Feststellungen

des Landessozialgcrichts (LSG) wurde die Ehe 1949 aus beider—
seitigom Verschulden geschiedeno_Der Versicherte ist im März

1959 verstorbene

Die Beklagte lehnte den Rentenantrag der Klägerin ab9 weil

die Voraussetzungen des @42 AVG nicht gegeben seieno Klage
und Berufung der Klägerin waren ohne Erfolge Das LSG ging
iavon aus‚ der Versicherte habe im letzten Jahr vor

seinem-

Tode der Klägerin keinen Unterhalt geleistet; er sei zur
Zeit seines Todes auch nicht aus einem außerhalb des Ehe—

gesctzcs (Eth) bestehenden "sonstigen Grund” zur Unterhalts—
leistung en die Klägerin verpflichtet gewesen„ Eine ehcgcsatzw

liche Unterhaltspflicht des Versicherten habe zur Zeit

seines Todes nicht bestanden° Der Anspruch aus 5 60 EheG
1946 — auf den sich die Klägerin berufe — entsteho erst und

nur durch einen rechtsbcgründendbn Urteilsspruch (konstitu—

tivcs Zubilligungsurteil) des hierfür zuständigen Gerichts;
-derigegenteiligen Auffassung, von der der Eundesgerichtsh0f

(BGH) im Urteil v0m 160 Dezember 1955 (Lindenmaier/Nöhring9
Nechschlagverk des BGH Nrn 1 zu @ 60 EheG) und der 100 Senat

des Bundecsozialgerichts (BSG) bei der Auslegung des 5 42
des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) ausgegangen seien

(BSG 15„_166)9 könne nicht gefolgt werden„ Da ein Unterhalts—
urteil gegen den Versicherten für die Zeit nach 1950 nicht

ergangcn sei9 sei er zur Zeit seines Todes auch nicht zur

Leistung eines Unterha tsbeitrages an die Klägerin verpflich—

tet gewesen.(Urtcil vom 180 Oktober 1961)0

Mit der —vom LSG zugelassenen —Revision beantragte die
K.]. ih"|.) erin9
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die Beklagte unter Aufhebung ihres Beseheides

sowie der Urteile des SG und des LSG zu ver—

urteilen, der Klägerin eine Witwenrentevom
10 August 1959 an zu gei—vähren9

hilfsweise, den Rechtsstreit an das LSG zurück—
zuverwe1seno

Sie machte geltend, das angefochtene Urteil sei unter Ver—

letzung von 5 42 AVG und @60 BheG ergangeno

“Die Beklagte beantragte die_Zürüekweisung der Revision„

Die Revision der Klägerin ist zulässig und begründete Der

Auffassung des LSG, eine ehegesetzliche Unterhaltspflicht

im Sinne von © 42 AVG sei unter den —hier allein in Betracht
kommenden — Voraussetzungen des 5 60 EheG nur gegeben, wenn

sie durch ein Urteil des hierfür zuständigen Gerichte aus—
gesprochen worden 8019 kann der Senat nicht beitreteno

Nach @ 60 BheG kann für den Fall‚ daß — wie hier — die beiden
früheren Ehegatten ein Verschulden an der Scheidung trifft,

aber keiner die überwiegende Schuld trägt, dem Ehegatten9 der
sich nicht selbst unterhalten kann, unter den im Gesetz näher

genannten Voraussetzungen ein Beitrag zu seinem Unterhalt zu—

gebilligt werden; die Beitragspflicht kann zeitlich beschränkt

werdeno Hit der Frase, ob eine nach dieser Vorschrift des
EheG bestehende Pflicht des geschiedenen Mannes die Voraus—

setzung für den Anspruch auf die Rente nach @ 42 AVG (= @ 1265

der Reiehsvorsicherungsordnung — RVO —) bilden kann9 haben ‘

sich die Rentensenate des BSG bisher noch nicht ausdrücklich

befaßto'Dagegen hat der 100 Senat des BSG bei der Auslegung

der dem 5 42 AVGinhaltlich ähnlichen Vorschrift in 5 42
Absoi Satz 1 BVG entschieden9 der Unterhaltsbeitrag nach

5 60 EheG sei Unterhalt nach den "ehereehtliehen Vorschrif—
ten" (BSG 13‚ 166)0 In der Entscheidung ist ausgeführt9 der

Anspruch auf die Gosehiedenen—Witwenrento nach dem BVG sei
nicht nur dann gegeben‚ wenn der Verstorbene als allein oder
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überwiegend schuldig im Sinne der @@ 58, 59 EheG erklärt wor—

den sei, vielmehr sei diese Rente in allen Fällen zu gewähren,

in denen sich eine Unterhaltspfli oht des geschiedenen Mannes

aus den e}1erechtlichen Vorsch1iiten ergebo. Auch 5 60 EheG

gewähre einen unmittelbar aus dem Gesetz folgenden Rechts—(
q,

anso■uch auf Unterhalt; der Anspruch entstchc nicht erst

duurch eine richterliche Entscheidung° Für den Rentenanspru0h

komme es nur darauf an, ob in der maßgeblichen Zeit die

sachlicren Vera ssetzungen für eine Verpflichtung nach 5 60

thG gegeben seien° Dieser vom 10. Esn t aus1ührlich und

unter dinteis auf die Rechtsprechung des Reichs sgcrichts und

des BGH sowie auf das neuere Schrifttum begründeten Auffas—

.sung tritt der Senat für die Auslegung des 5 42 AVGnach
eiecncr Prüfung der Rechtslage—bei° Er hält die gegentcilige

iuf£aa sung des LSG, das sich insovfeit auf die frühere Recht—

sprcchung des Kammergerichts und auf das a tere Schrifttum
stützt, nicht für be,egründet Das LSG geht selbst zutreffend

davon aus, daß ein — tatsächlich gewährter — Beitrag zum
Unterhalt des Berechtigten als Unterhaltszahlung im Sinne

der letzten Alternative des © 42 AVG anzusehen ist wenn
der Be it ag seiner Höhe nach für den Unterhalt des Berech—

tigten ins Gewicht fällt (BSG 12, 279). Es meint jedoch, eine

Verpflichtung des Versicherten, einen solchen Unterhalts—

beitrag zu gewähren, habe deshalb nicht bestanden, weil sie

zur Zeit seines Todes nicht gerichtlich festgestellt gewesen

sei, Den Argumenten, die das LSG für seine Auifassung an—
_

führi, ist aber schon der BGH in seinem Urteil vom 16 Februn

ar 1955 entgegengctreten; danach ist weder aus dem Vortlaut

des @ 60 EheG noch aus der Zweckbestimmung dieser Vorschrift

z entnehmen, daß der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag

erst mit der richterlichen Entscheidung entsteht, die eine

hierauf gerichtete Klageforderung ZU€T1HlGHHÜ Es wäre, wie

der BGH . agt, ganz außergewöhnlich, daß der Richter den

Untc1ha Mt beii trag sollte versagen können, wenn er alle Vor—
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aussetzungen des © 60 EheG bejaht; bei seiner Mitwirkung han—
dele es sich deshalb um eine erkennende, nicht um eine rechts-

gestaltende richterliehe Tätigkeit° Dieser Auffassung ist
zuzustimmen° Danach verschafft aber 5 60 EheG dem Bedürftigcn

einen Rentenanspruch, der - sofern seine Voraussetzungen

vorliegen —-sehon kraft Gesetzes mit der Rechtskraft der

Eheseheidung jedenfalls dem Grunde nach entsteht, ohne daß

es hierzu einer richterlichen Entscheidung bedarf° Zuzugeben

ist dem LSG allerdings, daß es in diesem Fall, d,h, wenn

der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag zu Lebzeiten des Ver—

pflichteten nicht gerichtlich festgestellt ist, dem Versiche—

rungsträger, der einen Antrag nach 5 42 AVG bescheiden soll,
mitunter nicht leicht fallen wird, nachträglich das Bestehen

oder Nichtbcstehen der Unterhaltsbeitragspflicht festzustel—

len, zumal das Gesetz diese Verpflichtung weitgehend von

Billigkeitserwägungen abhängig macht, wie sie im allgemei—

nen in richterlichen.Entscheidungcn anzustellen sind° Auch

kann die Frage, ob der Versicherte zur Leistung des Unter—

haltsbeitrags an die geschiedene Frau verpflichtet war, im

Hinblick auf die im Gesetz genannten Voraussetzungen nicht

selten nur nach umfangreichen Ermittlungen beantwortet werden,

Diese Schwierigkeiten, die_in ähnlicher Weise auch bei der

Prüfung der Unterhaltspflicht nach den @@58 und 59 EheG be—
stehen, berühren aber nicht die Frage nach der Entstehung des
Anspruchs, auf die es nach dem Gesetz allein ankommt, Danach

ist aber eine-Unterhaltspflieht "nach den Vorschriften des

Ehegesetzes" im Sinne von 5 42 AVG auch dann gegeben, wenn
der Versicherte zur Zeit seines Todes der geschiedenen Frau

einen Unterhaltsbeitrag nach @60 EheG zu leisten hatte;
auch in diesem Falle ist die Unterhaltspflicht aus dem Gesetz

und nicht erst aus einem den Unterhaltsbeitrag zusprechenden

ziv11gerichtlichen Urteil hcrzuleiteno Es kann daher der

Klägerin des vorliegenden Rechtsstreits keinen rechtlichen
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Nachteil bringen, daß sie in der Zeit bis zum Tode des

Versicherten keine weiteren Schritte unternommen hat9 um

dessen Beiträgepflicht nach 5 60 EheG gerichtlich feststel—'

len zu lassen„ :“ ' _„.‚„ “ " ' - -- ““
1

Der Senat muß das von der gegenteiligen Reehtsauffdssung

a sgehende Urteil des LSG aufheben° Er kann jedoch den

Rechtsstreit nicht selbst entscheiden, weil es hierzu noch

der Klärung weiterer tatsächlicher Umstände bedarfo Das LSG

hat bisher nicht geprüft‚ welches der letzte wirtscheftliehe

Daueraustgnd in der Zeit zwischen de" Ehescheidung und dem
Tode des Versicherten gewesen ist, nach dem die Unterhalts—

oflucht des Versicherten ”zur Zeit seines Todes“ zu beurtei—

len ist (ESG 14, 255, 260); es fehlen auch Feststellungen
cerdber, daß die Klägerin sich in dem maßgeblichen Zeitraum

nicht selbst unterhalten konnte‚ was im allgemeinen voraus—
daß sie damals nicht nur einkommens— und vermögenslos‚{ C

)
ci

-
N

sondern daneben auch erwerbsunfahig gewesen ist (BSG 13, 170

mit weiteren Nachweisungen) und daß vorrangig haftende
(@ 65 Abs° 1 Satz 3 EheG) unterhaltspfliehtige Verwandte

fehlten° Mangels Klärung der wirtschaftlichen Lage der Klä—

gerin reichen auch die bisherigen Feststellungen über die

Einkommensverhältnisse des Versicherten nicht aus9 um über

die etwaige Beitragspflicht nach @ 60 EheG zu entscheiden„

Das LSG brauchte diese Ermittlungen von seiner Reehtsauf—

fassung her nicht anzustellen° Es wird jedoch nach der vom

Senat ausgesprochenen Aufhebung und Zurüekverweisung (@ 170

Abs° 2 Satz 2 SGG) die_naeh den @@609 63 EheG erforder—
lichen tatsäehlichen Feststellungen noch zu treffen habeno
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Die Kostenentseheidung bleibt dem abschließenden Urteil des

LSG vorbehalteno
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